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Fritz Bohle und Friedrich Weltz

Sozialpolitische Probleme des zwischenbetrieblichen
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Zusammenfassung

Summary

Sozialpolitische Probleme des technologischen Wandels und wirtschaftlicher
Strukturveranderungen wurden in der Vergangenheit vorwiegend in der quali-
fikatorischen Anpassung der Arbeitskrafte (Weiterbildung, Umschulung) sowie
der Bewadltigung eines erzwungenen Betriebswechsels (Wiedereingliederung
freigesetzter Arbeitskrafte, Vermeidung von Arbeitslosigkeit und Friktionen auf
dem Arbeitsmarkt) gesehen. Weit weniger Beachtung hingegen fand bislang
jener Fall betrieblicher Veranderungen, in dem zwar der Verbleib im Betrieb
nicht gefahrdet wird und auch keine zusatzlichen und neuen Qualifikationen von

Deskriptoren: Mobilitat der Arbeitskrafte, Immobilitat der Arbeitskréfte; Fluktuation; Kin-
digungsschutz; Fortbildung; Umschulung; Arbeitsférderungsgesetz; pathologische Mobili-

tat; pathologische Immobilitat.

*} Der folgende Aufsatz ist eine Uberarbeitete Fassung zweier Referate, die von den
Verfassern im Rahmen der 6. Richterwoche des Bundessozialgerichts am 10. Oktober

1974 in Kassel gehaiten wurden.

Die dort gehaltenen Referate behandelten jeweils getrennt das Arbeitsmarktverhalten
der Arbeitnehmer und damit verbundene sozialpolitische Probleme. In dem folgenden
Aufsatz werden diese beiden Aspekte im Zusammenhang dargestelit.

Den Ausfiihrungen liegen empirische Untersuchungen zugrunde, die die Verfasser im
Rahmen ihrer Arbeiten im Institut fir sozialwissenschaftliche Forschung e. V. Miinchen
durchgefiihrt haben. Neben den im Text zitierten Untersuchungen bildeten insbeson-
dere auch Arbeiten im Rahmen des Sonderforschungsbereichs 101 der Universitat
Miinchen ,Theoretische Grundlagen sozialwissenschaftlicher Berufs- und Arbeitskréfte-
forschung”, Teilprojekt C, eine wichtige Grundiage.
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76 Fritz Béhle und Friedrich Weltz

den Arbeitskriften erworben werden miissen, sondern eine Verschiechterung
(steigende Leistungsanforderungen, héhere Belastungen etc.) der Arbeitssitua-
tion fir die Arbeitskrafte eintritt. Der Verbleib im Betrieb fiihrt hier zwar zur
weiteren Aufrechterhaltung der Stabilitdt des Arbeitsverhéltnisses, allerdings
um den Preis zentraler individueller Verschiechterungen.

Dieser Fall des weiteren Verbleibs im Betrieb trotz zentraler Verschlechterun-
gen sei im folgenden als ein spezielles soziales Risiko der Arbeitskrafte behan-
delt; als ein soziales Risiko, das allerdings bislang kaum sozial- und arbeits-
marktpolitisch als solches anerkannt und definiert ist (etwa im Gegensatz zum
Risiko der Entlassung u. 4.). Es zeigen sich an diesem Fall spezielle Probleme
eines vorwiegend auf Immobilitadt und Verbléib im Betrieb ausgerichteten Arbeits-
marktverhaltens der Arbeitskrafte. Man kénnte in diesem Fall auch von einer
»pathologischen Immobilitat“ der Arbeitskrafte sprechen’.

Ein weiteres sozialpolitisches Problem ergibt sich aus jenen Situationen; in
denen — unabhéngig von aktuellen betrieblichen technologischen oder wirt-
schaftlichen Strukturveranderungen — die Arbeitskrafte zwar mobil sind, die
Mobilitdt jedoch nicht primar aus eigenen Entscheidungen und mit dem Effekt
einer Verbesserung der Arbeits- und Beschaftigungssituation erfolgt, sondern
wesentlich nur ein reaktives Verhalten auf das MiBllingen der Iniegration in das
jeweilige betriebliche Beschaftigungssystem und der Entwicklung langfristig
stabiler Arbeitsverhaltnisse erfolgt. Dieser Sachverhalt wurde in der Vergangen-
heit insbesondere unter dem Schlagwort der ,Fluktuation“ behandelt, ohne daB
jedoch die Beschaftigungsbedingungen und die Situation auf dem Arbeitsmarkt,
die ein solches Verhalten hervorbringen sowie die Folgen fiir die Arbeitskrafte,
die sich hieraus ergeben, bislang ausreichend bericksichtigt wurden. Hinsicht-
lich dieser Situation kdnnte man von , pathologischer Mobilitat“ sprechen?.

Sozialpolitisch wichtig sind diese beiden Formen des Arbeitsmarktverhaltens,
weil sich hieraus fiir die Arbeitskrafte in mehrfacher Weise negative Auswirkun-
gen ergeben; des weiteren, weil die Ursachen hierfir nicht allein im Selbstver-
schulden der Arbeitskrafte liegen, sondern wesentlich durch die Situation auf
dem Arbeitsmarkt und die betriebliche Arbeits- und Beschéaftigungssituation be-
dingt sind. lhre Vermeidung oder ihr Ausgleich kann deshalb auch nicht allein
durch die einzelne Arbeitskraft geleistet werden.

Im folgenden sollen — jeweils getrennt fiir die genannten Formen des Arbeits-
marktverhaltens — die Ursachen sowie die Folgen, die sich hieraus fir die
Arbeitskrafte ergeben, im einzelnen aufgezeigt und daran anschlieBend exem-
plarisch einige Probleme gegenwartig bestehender sozialpolitischer MaBnahmen
sichtbar gemacht werden.

' Pathologisch deshalb, weil sich hier die Immobilitdt nicht mehr zum Vorteil der
Arbeitskrafte (beruflicher Aufstieg etc.) auswirkt, sondern im Gegenteil zentrale Ver-
schlechterungen zur Folge hat.

2 Pathologisch deshalb, weil auch hier das Arbeitsmarktverhaiten sich nicht zum Vor-
teil, sondern zum Nachteil der Arbeitskrafte auswirkt. -
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Sozialpolitische Probleme des zwischenbetrieblichen Arbeitsplatzwechsels 77
I. Probleme der Immobilitat (pathologische Immobilitat)

Wie empirische Untersuchungen zeigen®, ist das Arbeitsmarktverhalten der
Mehrheit der Arbeitskrafte auf einen langfristigen Verbleib im Betrieb und damit
auf Immobilitat ausgerichtet*.

Ein langfristiger Verbleib im Betrieb wird allgemein als ,Normal- und Wohl-
verhalten“ der Arbeitskrifte bewertet; es entspricht auch dem betrieblichen
Interesse der Aufrechterhaltung stabiler Personalstruktur — insbesondere im
Bereich qualifizierter Arbeitskréfte.

1. Immobilitat und ihre Ursachen

Fiir die Mehrheit der Arbeitskréfte ist eine eher ,defensive” Grundeinstellung
kennzeichnend, die vor allem durch eine ausgepragte betriebsbezogene Sicher-
heitsorientiertheit charakterisiert ist. Verbunden damit sind bestimmte ,Siche-
rungsstrategien”, die wesentlich auf eine Immobilisierung (Verbleib im Betrieb),
Vermeidung von Betriebswechsel hinauslaufen.

Die Sicherheit vor Entlassung und damit vor Arbeitslosigkeit wird von den
Arbeitskraften primar aus der jeweiligen Position im Betrieb vor allem aus
dem Grad der Integration in das betriebliche System, d. h. vor allem der Dauer
der Betriebszugehérigkeit abgeleitet®.

Eine Gefahrdung der Arbeitsplatzsicherheit durch eine auf Strukturverdnderun-
gen oder technischen Wandel zurickzufihrende Beeintrachtigung der Beschaf-
tigung, der man durch eine Verédnderung des Arbeitsplatzes bzw. der Tatigkeit
vorsorglich begegnen konnte, sieht man nicht gegeben. Wenn man Verande-
rungen der Beschaftigungssituation befiirchtet, dann nicht so sehr wegen
betrieblicher technologischer oder organisatorischer Verinderungen als auf-
grund einer allgemeinen Wirtschaftskrise, deren Auswirkungen gegeniiber man
sich weitgehend ohnméchtig fihit.

Gerade diese Kontinuitdtsbezogenheit, unter der man die eigene Situation
begreift, verstellt den Blick auf die mdglichen Auswirkungen betrieblicher Ver-
anderungen fur die eigene Berufsentwicklung. Sie verhindert vor allem die Aus-

3 Wir stutzen uns hier vor allem auf eine empirische Untersuchung des Instituts fiir
sozialwissenschaftliche Forschung Miinchen. Ergebnisse dieser Untersuchung wurden
veroffentlicht in Weltz, BestimmungsgroBen des Verhaltens von Arbeitnehmern auf
dem Arbeitsmarkt (Veréffentlichungen des RKW), Frankfurt 1971, sowie Lutz unter
Mitwirkung von Nase, Sengenberger und Weltz, Arbeitswirtschaftliche Modeliunter-
suchung eines Arbeitsmarkts (Veroffentlichung des RKW), Frankfurt 1973.

Immobilitat wird hier ausschlieBlich hinsichtlich des zwischenbetrieblichen Arbeits-
platzwechsels begriffen, also nicht hinsichtlich einer beruflichen Mobilitat im Sinne
der Ausiibung verénderter Tatigkeiten oder des Erwerbs neuer Qualifikationen. Mobi-
litat im Sinne des zwischenbetrieblichen Arbeitsplatzwechsels kann, muB aber nicht,
mit einer beruflichen Mobilitat im Sinne der Tatigkeits- und Qualifikationsveranderung
verbunden sein und umgekehrt.

5 Vgl. hierzu und zum folgenden insbesondere Weltz a. a. O.

>
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78 Fritz Béhle und Friedrich Weltz

bildung des BewuBtseins, daB Mobilitdt u. U. eine wichtige Qualitat auf dem
Arbeitsmarkt sein kann.

Diese Inflexibilitat der Mehrheit der Arbeitskrafte gewinnt auf dem Hintergrund
der Bedingungen auf dem Arbeitsmarkt eine subjektive Rationalitat: Angesichts
der Intransparenz auf dem Arbeitsmarkt verfolgt man eine Strategie der Redu-
zierung des Risikos. Die gewissen, wenn auch begrenzten Vorteile, die mit der
gegenwartigen Beschéftigung verbunden sind, werden den unsicheren Vor-
ziigen anderer Stellen vorgezogen.

Diese Form des Arbeitsmarktverhaltens ist aber nicht nur eine ,Antwort" auf
die intransparenten Arbeitsmarktbedingungen, sondern sie reflektiert auch das
dominierende Arbeitsmarktverhalten und die Personalpolitik der Betriebe und
eine entsprechende Anpassung der Arbeitskrafte an die betrieblichen Beschéf-
tigungsbedingungen.

Viele Betriebe, insbesondere solche mit groBem Einsatz von Sachkapital,
haben einen hohen Bedarf an Arbeitskraften mit betriebsspezifischen Qualifi-
kationen. Der Erwerb solcher Arbeitsbefdhigungen setzt langfristig betriebs-
spezitische Qualitizierungsprozesse voraus. Selbst wenn man Kostengesichts-
punkte auBer acht 1aBt, sind so qualifizierte Arbeitnehmer schon wegen der
langen Ausreifungszeiten ihrer Qualifikation schwer ersetzbar.

Gerade bei qualifizierten Tatigkeiten insbesondere im mittieren Qualifikations-
bereich (Facharbeiter, Sachbearbeiter) sind die Kenntnis betriebsspezifischer
Gegebenheiten, Zuverlassigkeit und die Bereitschaft, sich fliir den Betrieb ein-
zusetzen, zentrale betriebliche Anforderungen?.

Hieraus ergibt sich auch flr die Betriebe ein Interesse an langfristiger Stabili-
sierung des Arbeitsverhaltnisses und entsprechender Bindung der Arbeitskrafte
an den Betrieb.

Die Privilegierung langerer Betriebszugehdrigkeit im Rahmen betrieblicher Per-
sonalpolitik ist hier ein spezieller Ausdruck. Nicht nur, daB die Betriebe be-
stimmte Gratifikationen, wie gréBere Sicherheit oder héheren Verdienst mit
der Dauer der Betriebszugehdrigkeit und einem hierdurch erbrachten Beweis
der Leistungsfiéhigkeit und Zuverlassigkeit verkniipfen, tendenziell ist auch die
Zugénglichkeit ,besserer” Positionen (beruflicher Aufstieg) hieran gebunden.
Dem entspricht auch, daB bei Neueinstellungen haufiger Betriebswechsel im
Normalfall mit groBer Skepsis beurteilt wird und ein zentrales, negatives Aus-
wahlkriterium darstellt.

Auf diesem Hintergrund scheint es kaum verwunderlich, wenn die Arbeitskrafte
sich auf einen langfristigen Verbleib im Betrieb ausrichten und sich ausschlie3-
lich an den durch den Betrieb gegebenen aktuellen und zukiinftigen Beschafti-
gungsmoglichkeiten orientieren und nicht an den auf dem gesamten Arbeits-

¢ Vgl. Sie hierzu beispielsweise auch Weltz/Sass, Facharbeiter im Industriebetrieb,

Frankfurt (Athendum Verlag) 1974.
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Sozialpolitische Probleme des zwischenbetrieblichen Arbeitsplatzwechsels 79

markt angebotenen Beschéftigungs- und Entwicklungschancen. Die Beschéfti-
gungssituation der Arbeitskrafte fiihrt in hohem MaBe zu einer notwendigen
Identifikation der eigenen beruflichen Entwicklung mit den betrieblichen Gege-
benheiten.

2. Berufliche Verschlechterung durch Immobilitat

Solange im Betrieb qualifizierte Tatigkeiten vorhanden sind und sich die Auf-
tragslage des Betriebes nicht wesentlich verschlechtert, ist ein solches Ver-
halten fiir die Arbeitskrafte durchaus vorteilhaft.

Es wirkt sich aber dann zum Nachteil fiir die Arbeitskrafte aus, wenn zwar die
Beschaftigungsmaoglichkeit im Betrieb erhalten bleibt, infolge technologischer
oder organisatorischer Veranderungen sich die Arbeitssituation und die Arbeits-
bedingungen fiir die Arbeitskrdfte aber verschlechtern’. Der haufigste und
geradezu klassische Fall solcher betrieblicher Veranderungen ist die Zerschla-
gung qualifizierter Tatigkeiten, wie etwa die des Facharbeiters in der Produktion
oder des Sachbearbeiters im VerwaltungsprozeB, und deren Ersetzung durch
einfache hochstandardisierte und repetitive Teilarbeiten®. Diese Form betrieb-
licher RationalisierungsmaBnahmen gehort keineswegs — wie oft vermutet — der
Vergangenheit an, sondern ist auch gegenwartig noch immer eine. weitverbrei-
tete Erscheinungsform betrieblicher Veranderungen.

Da sie oftmals mit einer Ausweitung der betrieblichen Produktion verbunden
sind, sind sie — trotz Rationalisierung — mit keiner oder nur sehr geringfligigen
Einschrankungen des Personalbestandes verbunden. Sie fiihren also von betrieb-
licher Seite nicht zu Entlassungen der freigesetzten Arbeitskrafte’ — im Gegen-
teil, die Betriebe sind bestrebt, bei solchen Veranderungen insbesondere die
jungeren freigesetzten qualifizierten Arbeitskrdfte im Betrieb zu halten und
sie fiir die neu entstandenen einfachen Tatigkeiten einzusetzen.

In diesen Situationen ist die Wahrscheinlichkeit groB, daB von den Arbeits-
kraften zu Gunsten eines weiteren Verbleibs im Betrieb Verschlechterungen der
Arbeitsbedingungen hingenommen werden; es erfolgt keine auf den gesamten
Arbeitsmarkt ausgerichtete planvolle und vor allem praventive Suche nach alter-
nativen Beschaftigungsmoglichkeiten. Die Arbeitskrafte sind nicht in der Lage,
Orientierungen und Verhaltensweisen zu entwickeln, die den in der beruflichen
Sozialisation und bei der Ausfiihrung qualifizierter Tatigkeiten erworbenen und
geforderten entgegengesetzt sind, aber zur Vermeidung von Verschlechterung
und eines unterqualifizierten Einsatzes in der geschilderten Situation notwendig
waren. Die Folge ist — insbesondere mit zunehmendem Alter — eine passive
und meist auch resignative Anpassung an solche Veranderungen.

7 Bei der Behandlung der sozialpolitischen Probleme (Auswirkungen fiir die Arbeits-
krafte und Wirksamkeit sozialpolitischer MaBnahmen) stiitzen wir uns wesentlich auf
Ergebnisse der Untersuchung von Bdéhle/Altmann, Industrielle Arbeit und soziale
Sicherheit, Frankfurt (Athendum Verlag) 1972, S. 26 ff.

8 Vgl. hierzu neben der genannten Untersuchung speziell fiir den Verwaltungsbereich
auch Altmann/Dill/Kammer, Offentliche Verwaltung, Modernisierung als gesellschaft-
liches Problem, Frankfurt 1971.
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Die Tatsache, daB Verédnderungen und Anpassungsprozesse dieser Art kaum
traditionell definierte soziale Risiken wie Entlassung und Arbeitslosigkeit zur
Folge haben, verleitet allzu schnell dazu, von einer reibungslosen Bewaltigung
des technologischen und wirtschaftsstrukturellen Wandels zu sprechen. Unbe-
riicksichtigt bleiben dabei jedoch die Auswirkungen fiir die hiervon betroffenen
Arbeitskrafte, die sich gerade aus einem Verbleib im Betrieb ergeben.

3. Auswirkungen fiir die Arbeitskrafte -

Soweit Anpassungsprozesse der betrieblichen Art in der Vergangenheit iber-
haupt sozialpolitisch thematisiert wurden, standen priméar die Probleme der
Verdienstsicherung im Vordergrund. Verschiechterungen bei solchen Verédnde-
rungs- und Anpassungsprozessen ergeben sich jedoch nicht nur hinsichtlich
des Verdienstes — dieser bleibt oft sogar erhalten —, sondern wesentlich hin-
sichtlich der Arbeitsbedingungen, der Interessantheit der Arbeit, der beruflichen
Aufstiegsmdglichkeiten, der Mitbestimmung am Arbeitsplatz oder im Betrieb
und schlieBlich auch der langfristigen Sicherheit des Arbeitsplatzes.

Bei Un- und Angelerntentatigkeiten, die infolge solcher Veranderungen von
den Arbeitskriften (ibernommen werden miissen, konzentrieren sich — im Ge-
gensatz zu Facharbeiter- oder Sachbearbeitertdtigkeiten — die Anforderungen
iiberwiegend auf die Erbringung physisch-psychischer Arbeitsleistung. Beispiel-
haft hierfiir sind Arbeiten am FlieBband, Bedienung von Einzelmaschinen oder
auch im Transport. Fur die Arbeitskrafte erhéhen sich damit meist die physisch-
psychischen Anforderungen, wéhrend sie all jene Qualifikationen und Erfah-
rungen, die sie in ihrer Ausbildung und ihrer beruflichen Tatigkeit erworben
haben, nur mehr sehr begrenzt nutzen kénnen. Unter langfristiger Perspektive
erhoht sich damit auch das Risiko des physisch-psychischen Verschieisses.

Gerade die Akzeptierung einer Verschlechterung der Arbeitsbedingungen durch
die Arbeitskrafte im Interesse eines weiteren Verbleibs im Betrieb oder einer
moglichst raschen Wiedereingliederung beinhaltet langfristig das Risiko, infolge
der Beeintrachtigung der physisch-psychischen Leistungsféhigkeit zu einem
Ausscheiden aus dem Betrieb oder gar einem frihzeitigen Ausscheiden aus
dem Erwerbslieben iliberhaupt gezwungen zu sein. Vor allem d&ltere Arbeits-
kréfte, die bei qualifizierter Tatigkeit eine Verminderung der physisch-psychi-
schen Leistungsfahigkeit durch eine langjahrige berufliche Erfahrung weitge-
hend ausgleichen kdnnen, sind von solchen Verdnderungen besonders hart
betroffen. Es ist offensichtlich, daB dann die Situation auf dem Arbeitsmarkt
fir die betroffenen Arbeitskrafte wesentlich schlechter ist, als wenn sie bereits
friher freiwillig gewechselt hatten.

Es handelt sich hier also um einen ,zweistufigen“ ProzeB, wo zunéchst durch
Akzeptierung von schlechteren Arbeitsbedingungen der Verbleib im Betrieb
gesichert wird, sich aber langfristig das Risiko des zwangsweisen Ausscheidens
aus dem Betrieb erhéht.

Y Werden Personaleinschriankungen notwendig, so kdnnen sie oft Uber den Generations-
wechsel ausgeglichen werden.
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Das Risiko des zwangsweisen Ausscheidens erhéht sich jedoch nicht nur unter
langfristiger Perspektive und speziell fir altere Arbeitskrafte, sondern auch
aktuell und generell als unmittelbare Folge des Wechsels von einer qualifi-
zierten zu einer Un- oder Angelerntentatigkeit.

Bei qualifizierten Tatigkeiten ist der Betrieb weit mehr von der einzelnen
Arbeitskraft, ihrer besonderen Qualifikation, ihrer Loyalitit gegeniiber dem
Betrieb und vor allem auch der Kenntnis betriebsspezifischer Gegebenheiten
(wie etwa des Produkts, der Organisation des Produktionsprozesses und ahn-
lichem) abhangig. Daraus erkiédrt sich auch das vergleichsweise hohe Interesse
der Betriebe, solche Arbeitskréfte langfristig im Betrieb zu halten. Demgegen-
tber sind Arbeitskrafte, die Un- und Angelerntentatigkeiten ausfilihren, weit
eher erseizbar; das Interesse der Betriebe, solche Arbeitskrafte langfristig zu
halten, ist entsprechend auch weit geringer. Arbeitskréfte, die solche Tatigkeiten
ausfihren, sind vergleichswéise am starksten vom Risiko der Entlassung bei
Verminderungen der betrieblichen Auftragslage betroffen. Ein Wechsel von einer
qualifizierten Téatigkeit zu einer Un- oder Angelerntentitigkeit bedeutet also
auf jeden Fall eine Erhéhung des Risikos der Entlassung vor allem bei kon-
junkturellen Schwankungen oder auch einzelbetrieblichen Verdnderungen der
Auftragslage.

Diese — keineswegs erschopfende — Darstellung der Auswirkungen, die eine
Versetzung von einer qualifizierten zu einer Un- und Angelerntentétigkeit fir
die hiervon betroffenen Arbeitskréafte zur Folge hat, soll zunachst geniigen. Sie
reicht aus, um zu verdeutlichen, da sich mit einer soichen Veranderung zentrale
Verschlechterungen fiir die gesamte Beschéftigungssituation und Berufsper-
spektive ergeben. Vor allem wenn noch weitere Momente, wie die Verschlech-
terung von Aufstiegsmdéglichkeiten, Einschrankungen der individuellen EinfluB-
nahme auf den ArbeitsprozeB mitberiicksichtigt werden.

Die Vermeidung solcher Verschlechterungen wiirde unter anderem erfordern,
daB die Arbeitskréfte fahig und bereit sind, bei solchen Verdnderungen den
Betrieb zu wechseln und eine rationale und langfristig geplante Suche nach
neuen, alternativen Beschaftigungsmdglichkeiten einzuleiten sowie gegebenen-
falls neue und zusétzliche Qualifikationen zu erwerben.

Hierdurch kénnten nicht nur die Gefahren eines unterqualifizierten Einsatzes fir
die betroffenen Arbeitskrafte, sondern auch unter gesamtwirtschaftlicher Per-
spektive MiBverhaltnisse zwischen einem unterqualifizierten Einsatz qualifizier-
ter Arbeitskrafte einerseits und einem Mangel an qualifizierten Arbeitskraften
in anderen Betrieben und Branchen andererseits vermieden werden.

° Fine ausfiihrliche Darstellung der Auswirkungen solcher Verdnderungen auf die ge-
samte Arbeits- und Beschéaftigungssituation findet sich in der genannten Untersuchung
von Béhle/Altmann, a.a. 0., S. 48 ff. Als weiteres haben die Verfasser des vorliegen-
den Aufsatzes im Rahmen eines Gutachtens zur Gewdhrung von Berufsunféhigkeits-
Rente die mit Umsetzungen auf schiechtere Tatigkeiten verbundenen Auswirkungen
fir die Arbeitskrafte ausfiihrlich dargestellt. Es ist geplant, die wesentlichen Ergeb-
nisse dieses Gutachtens ebenfalls in Kiirze in Form eines Aufsatzes zu publizieren.
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4. Probleme der Sozialpolitik

Auf dem Hintergrund der Folgen wie Ursachen des unterqualifizierten Einsatzes
qualifizierter Arbeitskrafte werden spezifische Probleme des Systems der sozia-
len Sicherung, wie es gegenwartig in der Bundesrepublik besteht, sichtbar. Sie
ergeben sich-daraus, daB — zumindest hinsichtlich der tatsachlichen Wirksam-
keit — die gegenwartigen sozialpolitischen MaBnahmen noch immer im wesent-
lichen auf die Sicherung einer Erwerbsmoglichkeit Uberhaupt oder eines finan-
ziellen Ausgleichs ausgerichtet sind und weit weniger auch auf die Schaffung
von Voraussetzungen zur Verhinderung einer Verschlechterung der Arbeitsbe-
~dingungen und der beruflichen Perspektive.

Ein weiteres Problem ergibt sich daraus, daB betriebliche Sozialleistungen, die
ja allgemein als eine wesentliche und notwendige Ergédnzung des &ffentlichen
Systems der sozialen Sicherung der Arbeitskrafte anerkannt werden, die ge-
nannten Probleme eher verstdarken und damit, was den hier behandeilten Fall
betrifft, nicht ergédnzend und komplementér zu den offentlichen MaBnahmen
wirken, sondern diesen entgegengerichtet sind.

Dies sei zundchst naher erldutert; daran anschlieBend sollen einige Probleme
der Wirksamkeit 6ffentlicher MaBnahmen, die speziell auf eine Férderung der
Mobilitéat der Arbeitskréafte gerichtet sind, aufgezeigt werden.

a) Auswirkungen betrieblicher Sozialleistungen

Betriebliche Sozialleistungen wie etwa die betriebliche Altersrente, Gewinn-
beteiligung und &hnliches sind im Normalfall sdmtlich an die Dauer der
Betriebszugehorigkeit gebunden. Ohne hier nun nochmals den alten Streit
dariiber zu entflammen, ob durch die betrieblichen Sozialleistungen die Arbeit-
nehmer quasi an ,goldene Ketten“ gelegt werden, scheint es doch unbestreit-
bar, daB durch eine solche Bindung spezieller und zum Teil fiir die Arbeits-
krafte existentiell wesentlicher Sozialleistungen an die Dauer der Betriebszuge-
hérigkeit die Orientierung auf einen langfristigen Verbleib im Betrieb verstarkt
wird. Sie unterstreichen fiir die Arbeitskrafte die Notwendigkeit eines langer-
fristigen Verbleibs im Betrieb als Voraussetzung zur Erreichung sozialer.Sicher-
heit und verstarken damit auch eine ausschlieBlich auf den einzelnen Betrieb
bezogene Ausrichtung der Berufsperspektive. Im Falle betrieblicher Verande-
rungen, die fiir die Arbeitskrafte mit einer Verschlechterung der Arbeits~- und
Beschéaftigungssituation verbunden ist, erweisen sie sich als ein Element der
Kontinuitat, das die Akzeptierung der Verschlechterung der unmittelbaren
Arbeitsbedingungen durch die Arbeitskrafte beginstigt.

Fir den Betrieb erweisen sich solche Sozialleistungen umgekehrt als ein
spezielles Instrument, durch die Honorierung der Zugehorigkeit zum Betrieb
den Verbleib der Arbeitskrafte im Betrieb auch dann sicherzustellen, wenn sich
deren Beschaftigungs- und Arbeitssituation insgesamt verschlechtert.

" Ein ausfihrlicher Uberblick iiber betriebliche Sozialleistungen findet sich in Grétz/
Mennecke, ... zuziglich zum Gehalt ... Handbuch der betrieblichen Sozialleistungen,
Opiaden 1974.
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Sicherlich ist es libertrieben, betriebliche Sozialleistungen allein fir die Immo-
bilitdt der Arbeitskrafte verantwortlich zu machen; ihre wesentliche Wirkung
liegt vielmehr darin, daB sie die sich aus der Arbeits- und Beschaftigungssitua-
tion qualifizierter Arbeitskréafte ergebende notwendige Disposition auf einen
langerfristigen Verbleib im Betrieb und die Identifikation mit dem Betrieb ver-
starken.

Die Schwache des offentlichen Systems sozialer Sicherung besteht auf diesem
Hintergrund vor allem darin, daB zum einen betriebliche Sozialleistungen als
wesentlicher Bestandteil einkalkuliert werden, wie z. B. im Rahmen der Alters-
versicherung, zum andern aber nicht verhindert wird, daB sie von den Betrieben
als ein spezifisches personalpolitisches Instrument eingesetzt oder zumindest
als solches wirksam werden.

Die gegenwartigen Bestrebungen zur Sicherung einmal erworbener Rechte
auch dann, wenn ein Betriebswechsel erfolgt, etwa im Falle der Altersrenten,
ist ohne Zweifel ein wichtiger Ansatz, die hier beschriebene Wirkung der be-
trieblichen Sozialleistungen einzuschrinken. Es wére hier aber dringend not-
wendig, eine solche Weitergewahrung auch dann abzusichern, wenn ein Be-
triebswechsel freiwillig erfolgt. Des weiteren diirften sich solche Regelungen
nicht nur auf die Altersrente, sondern auf samtliche betrieblichen Sozialleistun-
gen, die an die Dauer der Betriebszugehdérigkeit gebunden sind, richten.

Diese Ausfiihrungen zum Problem der betrieblichen Sozialleistungen sollen
zunéchst ausreichen. Was die Wirksamkeit der o6ffentlichen sozialpolitischen
MaBnahmen betrifft, so sind in dem hier behandelten Zusammenhang vor allem
die MaBnahmen zur Férderung der Mobilitat im Rahmen des Arbeitsférderungs-
gesetzes von Bedeutung.

b) Schwéachen der Férderung der Mobilitat im Rahmen des AFG

Die Information tiber Beschaftigungsméglichkeiten und die Beratung der Arbeits-
krafte Uber arbeitsmarktpolitische Gegebenheiten und Entwicklungen sind
ebenso wie die Férderung einer beruflichen Fortbildung und Umschulung nach
dem Arbeitsférderungsgesetz unter anderem zentrale Aufgaben der Bundes-
anstalt fir Arbeit. Es soll damit auch ein unterwertiger, nicht qualifikations-
adaquater Einsatz der Arbeitskréfte infolge betrieblicher oder wirtschaftsstruk-
tureller Verdnderungen vermieden werden (vgl. § 2 AFG).

Trotz dieser Zielsetzungen sind die MaBnahmen im Rahmen des AFG jedoch
nur beschrankt in der Lage, einem Verbieib im Betrieb trotz Verschlechterungen
der Arbeits- und Beschaftigungssituation entgegenzuwirken.

Wesentlicher Grund hierfir ist, daB die Initiative zur Einschaltung des Arbeits-
amtes und hier speziell der Arbeitsberatung und -vermittlung primar von den
Arbeitskraften ausgehen muB. Gerade einer solchen notwendigen Eigeninitiative
von seiten der Arbeitskréfte wirken jedoch die Orientierung auf einen Verbleib
im Betrieb und die sich hierauf beziehenden betrieblichen personalpolitischen-
MaBnahmen entgegen. Allein das Auftreten auf dem Arbeitsmarkt und das Auf-
suchen des Arbeitsamtes wird gerade von Arbeitskraften mit mittleren Qualifi-
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kationen nicht nur als ungewohnte, sondern auch als eine mehr oder weniger
diskriminierende Situation empfunden. Das Wirksamwerden der Arbeitsberatung
und -vermittlung setzt somit eine Eigenleistung der Arbeitskrafte voraus, die
dem Normalverhalten dieser Arbeitskrafte widerspricht. Uberspitzt heiBt dies,
daB durch das Arbeitsférderungsgesetz den Arbeitskraften zwar zusétzliche
offentliche Dienstleistungen angeboten und Rechtsanspriiche eingeraumt wur-
den; sie fihren jedoch solange nicht zu einer wesentlichen Verbesserung, ais
die Arbeitskréafte nicht in der Lage sind, die notwendigen Voraussetzungen zur
Wahrnehmung der eingeraumten Rechtsanspriiche zu erbringen.

Eine systematische Aufklarung und Information — wie sie in jiingster Zeit zum
Teil sehr umfangreich durch die Bundesanstalt durchgefiihrt wurde — ist daher
ein dringendes Erfordernis.

In einer weiterreichenden Perspektive wére aber zuséatzlich erforderlich, daB bei
betrieblichen Verdnderungen der beschriebenen Art die Arbeitsamter unmittelbar
selbst initiativ werden und die Arbeitskréafte gegebenenfalls zu einem Betriebs-
wechsel aktivieren — ahnlich wie im Falle der Berufsberatung, die ja gegen-
wartig auch zunehmend die Berufssuchenden unmittelbar selbst anspricht, etwa
durch Informationsveranstaltungen in Schulen und &hnlichem. Analog miiBte die
Arbeitsberatung solche Veranstaltungen etwa in Betrieben durchfiihren.

. Im Gegensatz zur Berufsberatung wére jedoch damit zu rechnen, daB eine
solche Erweiterung der Aktivitaten des Arbeitsamtes zu erheblichen Konflikten
fihrt mit den betrieblichen Interessen an einem weiteren Verbleib der freigesetz-
ten Arbeitskrafte im Betrieb, trotz Verschlechterung der Arbeitssituation und
Verringerung der Qualifikationsanforderungen.

Bei angespannter Arbeitsmarktlage wiirde sich dieser Konflikt besonders dra-
stisch zeigen, da hier einerseits fiir die Arbeitskrafte die Mdglichkeit, eine neue
und bessere Beschaftigungsméglichkeit zu finden besonders giinstig ist — ande-
rerseits aber der Betrieb gerade in einer solchen Situation besonderes Interesse
an einem weiteren Verbleib der Arbeitskraft hat.

Ein ahnlicher Konflikt ergibt sich auch hinsichtlich der im Arbeitsférderungs-
gesetz festgelegten Pflicht, das Arbeitsamt bei groBeren Umstellungen zu infor-
mieren. Eine allzu friihzeitige Bekanntmachung solcher Veranderungen wider-
spiiciit aber nicnt nur aem vetrieblichen Interesse an Geheimhaltung gegeniiber
anderen Betrieben, sondern birgt auch die Gefahr in sich, daB eine generelle
Unruhe in der Belegschaft entsteht. Dariliber hinaus zeigt sich aber auch, daB
die Betriebe oft gar nicht in der Lage sind, frihzeitig zu informieren, da nur
wenige eine langfristig ausgerichtete Personalplanung betreiben.

Die Betriebe haben.zwar oft detaillierte Vorstellungen und Konzepte Uber die
durchzufithrenden technischen und organisatorischen Veradnderungen, nicht
jedoch {iber die personellen Auswirkungen.

SchiieBlich bezieht sich die Informationspflicht der Betriebe lediglich auf den
Fall, bei dem betriebliche Verdnderungen mit einer Entlassung oder einer Ver-
dienstminderung fiir die Arbeitskrafte verbunden sind.
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Das von uns behandelte soziale Risiko besteht jedoch gerade nicht in der
Entlassung und ist auch nicht zwangslaufig mit einer Verdienstminderung ver-
bunden. Die Verschlechterung der Arbeits- und Beschéftigungssituation trotz
Verbleibens im Betrieb und Erhaltung des Verdienstes bleibt so von der Infor-
mationspflicht ausgespart.

Auch werden all jene Falle nicht erfaBt, wo sich eine Verschlechterung der
Arbeitssituation und entsprechende Umsetzungen nicht infolge spektakulédrer
und gréBerer betrieblicher Umstellungen ergeben, sondern quasi Begleiterschei-
nungen alltaglicher und kontinuierlicher betrieblicher RationalisierungsmaBnah-
men sind. Gerade dies ist jedoch in der betrieblichen Praxis der Normalfall.

Es zeigt sich also, daB Bestrebungen, die negativen Auswirkungen eines vor-
wiegend auf Immobilitat ausgerichteten Arbeitsmarktverhaltens zu vermeiden,
sich weit starker noch als bisher gegen traditionell verfestigte und gegenwartig
dominierende Prinzipien betrieblichen Arbeitskrafteeinsatzes und betrieblicher
Personalpolitik und die hiermit korrespondierenden sozio-kulturellen Verhal-
tensmuster der Arbeitskréafte richten miBten.

Wie schwierig eine solche Umorientierung sozialpolitischer MaBnahmen ist,
zeigt sich etwa daran, daB die Zumutbarkeit einer Beschaftigung erst in jingster
Zeit als Richtlinie fur die Arbeitsvermittlung aufgenommen wurde. im Rahmen
der Gewahrung von Berufsunfahigkeitsrenten, wo traditionell die Zumutbarkeit
einer Beschéftigung eine zentrale Richtlinie darstellt, besteht jedoch gegenwér-
tig zunehmend die Tendenz, eine Versetzung der Arbeitskrafte von einer quali-
fizierten auf eine Un- und Angelerntentatigkeit als eine normale und unabénder-
liche Begleiterscheinung des technischen Wandels zu bewerten und damit auch
als einen Tatbestand, der nicht das Kriterium eines sozialen Risikos erfillt.

Probleme der Wirksamkeit sozialpolitischer MaBnahmen — wie sie eben ge-
schildert wurden — ergeben sich auch hinsichtlich des von uns als , patholo-
gische Mobilitdt“ bezeichneten Arbeitsmarktverhaltens.

IIl. Probleme der Mobilitat (pathologische Mobilitét)

Mobile Arbeitskrafte sind jungere Arbeitskrafte und vor allem Arbeitskrafte mit
geringer beruflicher Qualifikation, also vorwiegend un- und angelernte Arbeits-
kréfte. Ein weiteres Merkmal ist die Dauer der Betriebszugehérigkeit: Wer erst
kurze Zeit an einem Arbeitsplatz beschaftigt ist, wechselt mit recht hoher
Wahrscheinlichkeit wieder; wer bereits langere Zeit an einem Arbeitsplatz be-
schaftigt ist, etwa langer als 5 Jahre, wechselt nur selten'. Allerdings handelt
es sich auch bei diesen Arbeitskréftegruppen im Normalfall nicht um eine aktive
Mobilitat, die auf eine Verbesserung der individuellen Berufsperspektive ge-
richtet ist, sondern im wesentlichen um ein reaktives Verhalten: Die Griinde
fir einen haufigen Betriebswechsel liegen zum einen darin, daB nur in seltenen
Féllen ein gezielter und auf ausreichenden Informationen beruhender Arbeits-

2 Vgl. hierzu ebenfails Weltz, a. a. O.
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platzwechsel erfolgt, was dazu fuhrt, daB oft schon nach einigen Monaten wie-
der der gewahlte Arbeitsplatz aufgegeben wird. Zum anderen liegen aber
wesentliche Griinde auch in der betrieblichen Beschéaftigungssituation un- und
angelernter Arbeitskrafte: Un- und angelernte Arbeitskrafte sind fiir die Betriebe
in hohem MaBe ein Elastizitatspotential zum Ausgleich von Marktschwankungen.
Dies erklart auch den verhdltnisméBig hohen Anteil dieser Arbeitskréfte an den
Arbeitslosen in der gegenwaértigen Situation.

1. Auswirkungen fir die Arbeitskrafte

Es eriibrigt sich hier, nochmals im einzelnen die Arbeits- und Beschaftigungs-
situation un- und angelernter Arbeitskrafte in ihren negativen Folgen nédher
auszufiihren — sie ist im Prinzip ahnlich wie die zuvor beschriebene Situation
unterqualifiziert eingesetzter qualifizierter Arbeitskrafte.

Im Gegensatz hierzu besteht jedoch bei Arbeitskriften, die keine spezielle
Berufsausbildung haben, zusatzlich in weit hdherem MaBe das Risiko, infolge
eines mehrmaligen, meist erzwungenen Betriebswechsels in jene Randgruppe
der Beschéftigten abgedrangt zu werden, die infolge ihrer jeweils kurzen
Dauer der Beschéftigung im Betrieb immer wieder als erste entlassen wird und
bei der sich die Schwierigkeit, eine Wiederbeschaftigung zu finden, zunehmend
vergréBert. Der haufige Betriebswechsel wird bei Neueinstellungen von seiten
der Betriebe meist als subjektives Verschulden gewertet; langfristig flihrt dies
auch bei den Arbeitskraften zu einem Anpassungsverhalten, bei dem schiieBlich
auch die Bemiihungen um einen jeweils langerfristigen Verbleib im Betrieb
ganzlich aufgegeben werden.

Damit hédngt eng zusammen, daB solche Arbeitskrafte von Betrieben vorwiegend
fiir solche Tatigkeiten eingesetzt werden, die eine vergleichsweise geringe
Attraktivitit aufweisen — man rechnet ohnehin damit, daB diese Arbeitskrifte
bald wieder den Betrieb wechseln und reserviert die attraktiveren Tatigkeiten
vornehmlich fiir jene, die schon ldngere Zeit im Betrieb sind.

Es setzt dann quasi ein Selbstverstarkungsmechanismus ein, in dessen Folge
sich die Situation der hiervon betroffenen Arbeitskrafte permanent verschlechtert.
Es ist offensichtlich, daB unter soichen Bedingungen die zuvor genannten Nach-
teile einer Un- und Angelerntentatigkeit hinsichtlich beruflicher Aufstiegschan-
cen, der Mitbestimmung am Arbeitsplatz und im Betrieb sowie der physisch-
psychischen Belastungen und Restriktionen im ArbeitsprozeB noch verstarkt
auftreten.

Dies bedeutet auch, daB eine solche Beschaftigungssituation auch zu einer
hohen Unsicherheit und Instabilitdt im privaten Bereich fiihrt und damit auch
die Méglichkeiten zu einer langfristigen und rationalen Planung der individuel-
len Lebens- und Berufsperspektive beschrankt, was schlieBlich auch zur sozialen
Isolierung im privaten und geselischaftlichen Bereich fiihren kann.’

8 Vgl. hierzu und zu folgendem ausfihrlicher Béhle/Altmann, a.g.Q., insbesondere
S. 98 ff.
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2. Probleme der Sozialpolitik

Die Probleme der Wirksamkeit sozialpolitischer MaBnahmen soll auch hier an
zwei Beispielen exemplarisch gezeigt werden, und zwar am Beispiel der gesetz-
lichen und tarifvertraglichen Regelungen im Rahmen des Kiindigungsrechtes
und am Beispiel der Férderung von Fortbildung und Umschulung im Rahmen
des Arbeitsférderungsgesetzes.

a) Kiindigungsschutz

Kindigungsbestimmungen sind ein wichtiger Bestandteil des Arbeitsrechts zur
Einschriankung des Risikos der Entlassung und — wie im Falle von Kiindigungs-
fristen — zur Abmilderung seiner Folgen.

Bei der Regelung von Kiindigungsfristen hat sich dabei weitgehend das Prinzip
durchgesetzt, einen — uber die allgemeinen Mindestfristen hinausgehenden —
besonderen Schutz von der Dauer der Betriebszugehorigkeit abhéngig zu
machen (wie etwa im Falle der gesetzlichen Bestimmungen) oder von der
Dauer der Betriebszugehérigkeit und dem Alter der Arbeitskrafte (wie im Falle
der Rationalisierungsschutzabkommen), wobei hier die Absicht zugrunde lag,
speziell altere Arbeitskrafte besonders zu schiitzen.

Dieses zuniachst vielleicht einleuchtende Prinzip erweist sich jedoch gerade
gegeniber der ,pathologischen Mobilitat“ als duBerst problematisch.

Es fiihrt namlich dazu, daB gerade diejenigen Arbeitskrifte, die am ehesten
von betrieblichen Entlassungen betroffen sind, also Arbeitskrafte mit einer kur-
zen Dauer der Betriebszugehdérigkeit, auch am geringsten geschiitzt sind — oder
anders ausgedriickt, der besondere Kindigungsschutz wird erst dann und in
dem MaBe wirksam, als es den Arbeitskraften gelingt, langerfristige, stabile
Arbeitsverhaltnisse zu entwickeln. Gerade dies ist jedoch fiir un- und ange-
lernte Arbeitskrafte generell nur sehr beschréankt méglich, insbesondere aber
fir diejenigen, die aus betrieblichen oder privaten Griinden kurzfristig bereits
mehrmals den Betrieb wechseln muBten.

Ein weiteres Problem ergibt sich daraus, daB sowohl im Kindigungsschutz-
gesetz von 1954 — wo der Schutz gegen sozial ungerechtfertigte Kiindigungen
verankert wurde — wie auch im Rahmen der Rationalisierungsschutzabkommen
eine Entlassung infolge der Verschlechterung der betrieblichen Auftragslage
kein besonders schutzwirdiger Tatbestand ist. Es ist dies aber — wie die be-
triebliche Praxis und Untersuchungen zeigen — bei un- und angelernten Arbeits-
kréften gerade der weitaus haufigste Grund fiir Entlassungen.

Es wiére in diesem Zusammenhang beispielsweise der Frage nachzugehen, ob
und inwieweit eine generelle Ausweitung des Kiindigungsrechts unabhéangig von
der Dauer der Betriebszugehérigkeit und dem konkreten Entlassungsgrund,
erganzt durch weitere arbeitsmarktpolitische MaBnahmen, eine wichtige Voraus-
setzung sein kénnte fiir die sozialpolitische Bewaltigung der Probleme der
pathologischen Mobilitat.
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Es lieBe sich vermuten, daB hierdurch nicht nur die Betriebe auch beim Einsatz
un- und angelernter Arbeitskréfte hinsichtlich einer langerfristigen Personal-
planung beeinfluBt werden kdnnten, sondern auch die Mdéglichkeit der Arbeits-
krafte erhdht wiirde, einen notwendigen Betriebswechsel langfristig zu planen
und insbesondere ausreichende Informationen iber alternative Beschéftigungs-
mdglichkeiten einzuholen.

Gerade die kurzfristige Disposition von seiten der Arbeitskriafte — als Refiex
ihrer betrieblichen Beschaftigungssituation — und mangelnde Information ist
ja ein entscheidender Grund fiir haufige Fluktuation.

Ein anderer Ansatzpunkt zur Bewéltigung der gezeigten Probleme ergibt sich
wiederum aus dem Arbeitsférderungsgesetz — und hier insbesondere aus der
Zielsetzung, Arbeitslosigkeit nicht nur auszugleichen, sondern durch eine For-
derung der Qualifizierung der Arbeitskrafte generell ihre Beschaftigungssitua-
tion zu verbessern.

b) Férderung von Fortbildung und Umschulung im Rahmen des AFG

Die genannte Zielsetzung des Arbeitsférderungsgesetzes ist ohne Zweifel ge-
rade fiir den hier behandelten Fall von hoher Bedeutung. Hinsichtlich der prak-
tischen Verwirklichung ergeben sich jedoch erhebliche Schwierigkeiten.

Ein wesentlicher Grund hierfiir ist, daB auch hier die Wahrnehmung des ein-
gerdumten Rechtsanspruchs auf eine Férderung der beruflichen Qualifizierung
von der Initiative, Bereitschaft wie auch Fahigkeit der Arbeitskréfte abhéngt.
Diese Voraussetzungen sind jedoch gerade bei un- und angelernten Arbeits-
kraften nur sehr beschrankt gegeben — was wiederum primar nicht selbst ver-
schuldet ist, sondern wesentlich aus ihrer Beschéftigungssituation resultiert. Die
hohen physisch-psychischen Belastungen, die Einténigkeit und Uninteressant-
heit der Arbeit beglinstigen und erfordern zu ihrer psychischen Bewaltigung die
Herausbildung einer Arbeitsorientierung, die vorwiegend auf die Sicherung des
Verdienstes ausgerichtet ist und weniger auf die individuelle berufliche Qualifi-
zierung, den beruflichen Aufstieg u. a.

Werden solche Téatigkeiten liber einen ldngeren Zeitraum hinweg ausgefiihrt,
so ist die Wahrnehmung einer beruflichen Qualifizierung gleichbedeutend mit
einem Ausbrechen aus der bestehenden Beschaftigungssituation und verlangt
Orientierungen und Verhaltensweisen, die jenen entgegengesetzt sind, die zur
Bewaltigung von un--und angelernten Téatigkeiten im Normalfali gefordert wer-
den. Die Wahrnehmung einer beruflichen Qualifizierung stellt damit an diese
Arbeitskraftegruppen weit hdhere subjektive Anforderungen als dies beispiels-
weise bei qualifizierten Arbeitskraften der Fall ist. Als weiteres Hemmnis kommt
hinzu, daB bislang kaum institutionell abgesicherte Formen der beruflichen
Weiterbildung fiir un- und angelernte Arbeitskrafte bestehen; die Situation un-
und angelernter Arbeitskrafte unterscheidet sich hier also wesentlich von der
Situation qualifizierter Arbeitskrafte, wo im Normalfall institutionalisierte For-
men der Qualifizierung und eines beruflichen Aufstiegs bestehen — beispielhaft
hierfiir ist etwa die Qualifizierung vom Facharbeiter zum Meister.
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Als einzige Mdglichkeit bleibt daher flir un- und angelernte Arbeitskrafte meist
nur das ,,Nachholen” einer versaumten Berufsausbildung und damit — im Sinne
der gesetzlichen Bestimmung — eine Umschulung. UmschulungsmaBnahmen
wiederum erfordern jedoch meist die Einleitung spezieller MaBnahmen durch
die Arbeitsverwaltung. Hinzu kommt, daB die qualifikatorische Einseitigkeit und
insbesondere die intellektuelle Abstumpfung bei den Arbeitskraften als Folge der
beruflichen Tatigkeit nicht nurdie Erfolgschancen fiir eine Umschulung reduziert,
sondern auch als Beschrankung fiir die Zulassung zu solchen MaBnahmen wirkt.
Meist bestehen gerade auch bei diesen Arbeitskraften erhebliche Méngel hin-
sichtlich der fiir eine spezielle Berufsausbildung erforderlichen Grundkenntnisse.
Da sich die MaBnahmen im Rahmen des AFG jedoch ausschlieBlich auf die For-
derung einer beruflichen Qualifizierung beschrénken, besteht nur in Ausnahme-
fallen die Moglichkeit fiir den Ausgleich solcher Mangel.

Und schlieBlich bleibt auch bei der Férderung von Fortbildung und Umschulung
trotz Verdienstausgleichs eine Differenz zwischen ehemaligem Verdienst und
Férderungsleistung erhalten. Gerade flir un- und angelernte Arbeitskrafte be-
deutet jedoch im Normalfall eine vergleichsweise geringe Reduzierung des
Verdienstes bereits einen entscheidenden Einschnitt in die Sicherung des
Lebensstandards. Auch werden Uberstunden, die oft den Normalfall darstellen,
um ein ausreichendes Einkommen sicherzustellen, bei der Férderung im Rah-
men des Arbeitsforderungsgesetzes nicht beriicksichtigt.

Des weiteren zeigt sich in der Praxis, daB auch im Rahmen der Férderung der
Qualifizierung un- und angelernter Arbeitskrafte MaBnahmen von seiten der
Arbeitsamter zur Aktivierung dieser Arbeitskraftegruppen fiir eine berufliche
Qualifizierung in Konflikt geraten mit betrieblichen Interessen, diese Arbeits-
krafte auf dem Arbeitsmarkt verfligbar zu halten'. Die Folge davon ist, daB
solche Initiativen der Arbeitsverwaltung meist von vornherein abgeblockt und
nur in Ausnahmefallen eingeleitet werden kdnnen.

1A

Mit den hier vorgetragenen Problemen und Schwachen gegenwdrtig bestehen-
der sozialpolitischer MaBnahmen war nicht die Absicht verbunden, sie in ihrer
Wirksamkeit und sozialpolitischem Nutzen generell in Frage zu stellen.

Vielmehr sollte gezeigt werden, daB — speziell was die MaBnahmen im Rahmen
des AFG betrifft — es sich zwar um wichtige Ansatzpunkte handeit, traditionell
im Rahmen der Sozialpolitik kaum berlicksichtigte soziale Risiken der Arbeits-
krafte anzugehen, dem Erfolg dieser MaBnahmen zugleich jedoch wesentliche
Hemmnisse entgegenstehen. Diese Hemmnisse ergeben sich wesentlich aus
den in der Vergangenheit und Gegenwart dominierenden Prinzipien des betrieb-
lichen Arbeitskrafteeinsatzes und seiner Folgen fiir das Verhalten der Arbeits-
kréafte.

4 Ein typisches Argument der Betriebe: ,Das Arbeitsamt schult uns unsere un- und
angelernten Arbeitskréfte weg“.
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90 Fritz Bohle und Friedrich Weltz

Die Probleme der behandelten sozialpolitischen MaBnahmen bestehen darin,
daB sie die Aufrechterhaltung dieser Prinzipien selbst nicht unmittelbar anta-
sten, sondern als ein gegebenes Datum unterstellen. Sie sind nur sehr be-
grenzt darauf gerichtet, diese Prinzipien unmittelbar zu beeinflussen und im
Hinblick auf die Verwirklichung sozialpolitischer Ziele zu verandern. Es ware
dies jedoch eine wichtige Voraussetzung zur Vermeidung der genannten sozia-
len Risiken und zur Sicherung des Erfolgs der bereits bestehenden, hierauf
ausgerichteten sozialpolitischen MaBnahmen.

So besteht beispielsweise im Rahmen des Arbeitsschutzes — der sich ja weit-
gehend unmittelbar auf die betriebliche Situation der Arbeitskréfte bezieht —
ein ausdriicklicher Schutz von Leben und Gesundheit. Ein Schutz der Arbeits-
krafte vor Vereinseitigung, unterqualifiziertem Einsatz, einseitiger Bindung an
den Betrieb und &hnlichem besteht bislang jedoch nicht, ware aber durchaus
die notwendige Konsequenz einer Sozialpolitik: die sich unter anderem die
Férderung und Befahigung der Arbeitskrafte zur aktiven Mobilitat als Voraus-
setzung fiir die Vermeidung von Anpassungsproblemen an betriebliche und
wirtschaftsstrukturelle Verdnderungen wie auch als Voraussetzung zur optima-
len Entfaltung individueller Fahigkeiten und Kenntnisse zum Ziel gesetzt hat.

Zusammenfassung:

1. Fiir die Arbeitskrafte ist nicht nur ein erzwungener Betriebswechsel, sondern auch der
freiwillige Verbleib im Betrieb unter verdnderten Bedingungen problematisch. Bei be-
trieblichen, technischen oder organisatorischen Verédnderungen der Beschéaftigungssitua-
tion nehmen die Arbeitskrafte haufig erhebliche Verschlechterungen (z.B. steigende
Leistungsanforderungen, héhere Belastungen u.a.) in Kauf, um im Betrieb tétig zu
bleiben. ’

2. Die Ursachen fiir diese ,pathologische Immobilitat sind einmal in dem ausgepréagten
Sicherheitsstreben (Schutz vor Entlassung und Arbeitslosigkeit), zum anderen in der Per-
sonalpolitik der Betriebe zu finden. Diese kniipfen bestimmte Leistungen (héheren Ver-
dienst, bessere Positionen, betriebliche Altersvorsorge) an die Dauer der Betriebszuge-
horigkeit. .

3. Sozialpolitische Probleme ergeben sich auch bei jenen Arbeitskraften, denen die Inte-
gration in das jeweilige betriebliche Beschaftigungssystem und die  Entwicklung eines
langfristigen stabilen Arbeitsverhaltnisses miBlingt. Hier kann man von ,pathologischer
Mobilitat" sprechen. Betroffen sind meist jlingere Arbeitskrafte mit geringer beruflicher
Qualifikation. Un- und angelernte Arbeitskréafte sind fiir die Betriebe in hohem MaBe ein
Elastizitatspotential zum Ausgleich von Marktschwankungen.

4. Die Information iiber Beschéftigungsmdéglichkeiten und die Beratung der Arbeitskréfte
liber arbeitsmarktpolitische Gegebenheiten und Entwicklungen bieten ebenso wie die
Férderung einer beruflichen Fortbildung und Umschulung nach dem Arbeitsférderungs-
gesetz einen Ansatzpunkt zur Bewdltigung der aufgezeigten Probleme, miBten aber zur
Verbesserung ihrer Wirksamkeit durch weitere sozialpolitische MaBnahmen ergénzt
werden.

Summary

1. For employees, not only a forced change of enterprise is a problem, but also volun-
tarily continued work at the enterprise under modified conditions. In the case of mana-
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gerial, technical or organizational changes in the conditions of employees often put up
with severe deteriorations (e. g. increasing performance requirements, higher work load,
etc.) in order to continue work at the enterprise.

2. The reasons for this “pathological immobility“ are, on the one hand, the characteris-
tic endeavor for security (protection against dismissal and unemployment), and, on the
other hand, the employment policy of the enterprises which tie certain benefits (higher
salaries, better positions, enterprise old age or pension plans) to the time of continued
relationship to the enterprise.

3. Social-political problems also arise for those employees who fail in the integration
into the respective occupational system of the enterprise and in the development of a
long term, stable occupational relationship. That may be called “pathological mobility“.
This concerns, in most cases, the younger employees who are professionally less quali-
fied. To a large extent untrained and on-the-job-trained employes are a potential of
elasticity for the enterprises to compensate market fluctuations.

4. Information on occupational possibilities and the advice of employees on conditions
and developments in the occupational market policy as well as promotion of continued
professional training and of retraining according to the Work Promotion Act (Arbeits-
forderungsgesetz) offer adequate means for mastering the problems indicated.
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Franz Ruland

Zur Subsidiaritat der Amtshaftung gegeniber Lohnfortzahlung
und Leistungen der Sozialversicherung

Ubersicht

I. Die Subsidiaritat der Amtshaftung als
Gegenstand von Kritik und Reform

1. Kritik und Auslegung der gesetz-
lichen Regelung

2. Ansatze zur Reform
a) Neuregelung des Staats-

haftungsrechts
b) Korrektur der Rechtsprechung
Il. Die Fragwiirdigkeit der Differenzierung

zwischen Lohnfortzahlung und

Leistungen der Sozialversicherung

1. Zur Natur von Lohnfortzahlung und
Kranken- bzw. Verletztengeld

2. Zur Funktion der Sozialversicherung

und der Staatszuschiisse zur Sozial-
versicherung

3. Abwandlungen der Fallkonstellation

111, Zur systematischen Funktion des §839
Abs. 1 Satz 2 BGB

1. Die méglichen Funktionen der
Subsidiaritat der Amtshaftung

a) Konsequenzen der Subsidiaritat
der Amtshaftung im AuBen- und
im Innenverhaltnis

b) Konsequenzen einer Subsidiaritat
der Amtshaftung nur im AuBen-
verhiltnis

2. Zur Auslegung des § 839 Abs. 1
Satz 2 BGB

Zusammenfassung

Summary

I. DieSubsidiaritatder Amtshaftung als Gegenstand von Kritik und Reform

1. Kritik und Auslegung der gesetzlichen Regelung

GemaB § 839 Abs. 1 S. 1 BGB hat ein Beamter, der vorsatzlich oder fahrlassig
die ihm einem Dritten gegeniiber obliegende Amtspflicht verletzt hat, dem
Dritten den daraus entstandenen Schaden zu ersetzen. Diese Haftung des
Beamten wird durch Art. 34 GG auf den Staat bzw. die Kdrperschaft ibergelei-
tet, in deren Dienst der Beamte steht. Eine Amtshaftung ist jedoch, wenn dem
Beamten nur Fahrlassigkeit zur Last fallt, nur dann gegeben, wenn der Ver-
letzte nicht auf andere Weise Ersatz zu erlangen vermag (§ 839 Abs. 1 S. 2
BGB)'. Die Subsidiaritdt der Amtshaftung wird rechtspolitisch zunehmend in
Frage gestellt>. Sie sei allenfalls als Privileg des persoénlich haftenden Beamten

Deskriptoren: Amtshaftungsrecht; Staatshaftung; Subsidiaritat der Amtshaftung; Subsidiari-
tatsklausel; Lohnfortzahlung; anderweitige Ersatzméglichkeit; Freistellung von Amtshaf-
tungsanspriichen.

! Entspr. Art. VIII Abs. 5 lit. a NATO-Truppenstatut.

2 Bartlsperger, Verkehrssicherungspflicht und offentliche Sache, 1970, S. 114 ff.; ders.,
DVBI. 1973, 465 (474); Bonsmann, ZRP 1969, 52; Dagtoglou, in: Bonner Kommentar
zum Grundgesetz (BK), Art. 34 GG (Zweitbearbeitung), 1970, RdNrn 258 ff.; Fikent-
scher, Schuldrecht, 4. Aufl. 1973, S. 657; Futter, Die Subsidiaritdt der Amtshaftung

Bohle/Weltz (1975): Sozialpolitische Probleme des zwischenbetrieblichen Arbeitsplatzwechsels.

\ .
URN: http://nbn-resolving.de/urn:nbn:de:0168-ssoar-101160 ]SMFMQNCHEN




	jhffjgh.pdf
	1975-böhle-weltz-sozialpolitische-3



